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keit bei Vorliegen eines unabwendbaren Ereignisses gerichtet, 
wie sie dm ZGB bezogen auf die Schadenersatzpflicht für die 
Fälle der erweiterten Verantwortlichkeit (§ 343 Abs. 2 ZGB) 
geregelt ist.

Damit ergibt sich, daß die Verantwortlichkeit des Kommis
sionshändlers für die Erfüllung seiner Verpflichtungen aus 
dem Kommissionshandelsvertrag und für Schadenersatz
leistungen daraus jedenfalls im Ergebnis mit der Verantwort
lichkeitsregelung in Übereinstimmung steht, wie sie sich für 
Wirtschaftseinheiten aus Wirtschaftsverträgen auf der Grund
lage des Vertragsgesetzes ergibt (§§ 1, 82, 83 VG).

Daraus folgt für dieses Verfahren, daß dann, wenh der 
Kläger gegenüber dem Herstellungsbetrieb wegen Nichtrück
gabe von Leergut verantwortlich und entsprechend zahlungs
pflichtig war, er in gleicher Höhe von der Verklagten Zahlung 
verlangen kann.

In erster Linie kam es im vorliegenden Verfahren also 
darauf an zu prüfen, ob die Verklagte entgegen ihrer Ver
pflichtung aus der LeihverpackungsAO Leergut nicht zurück
gegeben hat und der Kläger deshalb Geldersatz an den Her- 
stellungsbetrieb zu leisten hatte.

Zur Prüfung dieser Frage hat das Kreisgericht zunächst 
zutreffenderweise die Unterlagen der Inventur beigezogen. 
Das sind wesentliche Grundlagen der notwendigen Sachver
haltsfeststellung. Sie reichten angesichts der von der Verklag
ten erhabenen Einwände jedoch nicht aus. Die Gerichte hätten 
diesen Einwänden nachgehen müssen.

Die Verklagte hatte in beiden Instanzen vorgetragen, in 
ihrer Verkaufsstelle nie Getränke in Flaschen zu 0,25 1, die in 
Kästen der Kategorie 30 X 0.25 1 angeliefert werden, erhalten 
zu haben, da das nicht dem in ihrer Verkaufsstelle anzubie
tenden Warensortiment entsprochen habe. Die Erklärungen 
der Prozeßvertreterin des Klägers in der Verhandlung deuten 
darauf hin, daß sie derselben Auffassung war. Übereinstim
mend damit hatte sie in ihrem Schriftsatz erklärt, daß die 
Verklagte bereits vor dem Verfahren mit dem Hinweis auf 
eine andere Gebindeart der Verpackung auf Schreiben des 
Klägers reagiert hat. Ergänzend dazu hat die Verklagte — was 
allerdings noch nicht Gegenstand des Verfahrens war — in 
ihren Einwänden gegen die rechtskräftige Entscheidung des 
Bezirksgerichts vorgetragen, daß vor Klageerhebung von der 
Abteilung Kommissionshandel des Klägers anhand der Lie
ferunterlagen festgestellt worden sei, daß sie keine derartigen 
Warenlieferungen erhalten hat. Dazu hat sie sich auch auf 
Zeugen aus dem Betrieb des Klägers sowie des Getränkeher
stellungsbetriebes berufen.

Diesen Ein wänden der Verklagten ist nachzugehen; ohne 
deren Klärung ist eine Beantwortung der Frage, ob bei der 
Verklagten tatsächlich die Feststellung eines Leergutfehlbe
standes gerechtfertigt war, nicht zu treffen. Soweit sich da
nach die Behauptungen des Klägers bestätigen, ist die Ersatz
pflicht der Verklagten auf der Grundlage von § 8 Abs. 7 der 
LeihverpackungsAO, §11 der KommissionshandelsVO, §47 
Abs. 1 ZGB in dem vom Kläger geltend gemachten Umfang 
zu prüfen.

Wenn dagegen die weitere Sachaufklärung ergibt, daß kein 
Leergutfehlbestand vorlag, ist die Klageforderung dann ge
rechtfertigt, wenn die Verklagte dem Kläger durch andere 
Rechtspflichtverletzungen einen Schaden zugefügt hat. Das 
Nichtmitwirken der Verklagten an der eigenverantwortlichen 
Lösung des Streitfalls zwischen dem Kläger und dem Liefer
betrieb stellt ohne weiteres noch keine Unterlassung dar, die 
zur Vermögensschädigung des Klägers geführt hat. Im übrigen 
sind auch hierzu nähere Feststellungen aus den Verfahrens
unterlagen nicht zu entnehmen. Nachdem die Verklagte je
denfalls schriftlich und mündlich gegenüber Mitarbeitern des 
Klägers erklärt hat, worin sie die Gründe für die in Erschei
nung getretene Bestandsdifferenz sah, wäre es Aufgabe des 
Klägers in seiner Stellung als Kommissionshandelspartner der 
Verklagten gewesen, im Rahmen der Zusammenarbeit und 
gegenseitigen Unterstützung gemäß § 11 der Kommissions- 
handelsVO die Einwände von sich aus weiter zu prüfen oder 
in einem Schiedsverfahren des Staatlichen Vertragsgerichts 
die Berechtigung der Zahlungsforderung des Lieferbetriebes 
ihm gegenüber prüfen zu lassen.

Auf den Kassationsantrag war der Beschluß des Bezirks

gerichts aufzuheben und die Sache zur Verhandlung an das 
Bezirksgericht zurückzuverweisen.

§§ 70, 137 Abs. 1 ZGB.
Zur Anfechtung des Kaufvertrags durch den Käufer wegen 
Verletzung der Pflicht des Verkäufers zur umfassenden Infor
mation und Beratung.
BG Leipzig, Urteil vom 26. März 1987 — 5 BZB 268/86.

Der Kläger hat beim Verklagten (Warenhaus) für sein Stereo- 
Steuergerät RK 88 Hi-Fi zwei Lautsprecherboxen Typ Drei
wegkompaktbox gekauft. Diesen Kaufvertrag hat er wegen 
Verletzung der Beratungspflicht des Verkäufers angefochten 
und auf den Widerspruch des Verklagten Klage erhoben. Er 
hat dazu ausgeführt: Er habe dem Verkäufer die Bedienungs
anleitung für sein Steuergerät vorgelegt und dazu passende 
Boxen verlangt. Daraufhin sei er auf eine im Verkaufsregal 
vorhandene Auswahl an Dreiwegboxen hingewiesen worden. 
Beim Betrieb des Steuergeräts mit den Dreiwegboxen seien 
Störungen aufgetreten und deshalb Garantiereparaturen am 
Steuergerät notwendig geworden. Im Zusammenhang damit 
habe er erfahren, daß die gekauften Boxen zwar die passen
den technischen Daten hätten, aber zu seinem Steuergerät 
eigentlich die vom gleichen Hersteller produzierten Zweiweg
boxen Hi-Fi К 13 gehören würden, die billiger seien und über 
eine Absicherung gegen Übersteuerung verfügten. Wäre er 
vom Verkäufer darüber informiert worden, hätte er den Kauf
vertrag nicht abgeschlossen.

Der Kläger beantragte, den Verklagten infolge der Nichtig
keit des Kaufvertrages zu verurteilen, gegen Rückgabe der 
Dreiwegboxen den Kaufpreis von 810 M zurückzuzahlen.

Der Verklagte beantragte Klageabweisung. Er hat dazu 
ausgeführt: Er habe dem Kläger mehrere zu dessen Steuer
gerät passende Dreiwegboxen zum Kauf angeboten. Die Boxen 
К 13 seien nicht vorrätig gewesen und deshalb nicht angebo
ten worden. Die Schäden am Steuergerät seien nicht durch die 
Dreiwegboxen verursacht worden. Die vom Kläger selbst ge
wählten Boxen hätten sich in einem einwandfreien Zustand 
befunden, und es gebe keine begründeten technischen An
haltspunkte, sie für den Steuergerätetyp des Klägers nicht zu 
empfehlen.

Das Kreisgericht hat der Klage stattgegeben.
Gegen dieses Urteil hat der Verklagte Berufung eingelegt, 

die keinen Erfolg hatte.

Aus der Begründung:
Die vom Kreisgericht festgestellte Nichtigkeit des Kaufver
trags und die der Verurteilung des Verklagten zugrunde lie
genden rechtlichen Konsequenzen sind nicht zu beanstanden. 
Es wurde angesichts der wachsenden Bedeutung einer quali
fizierten Kundenberatung beim Verkauf hochwertiger Kon
sumgüter zutreffend davon ausgegangen, daß die richtige und 
umfassende sachkundige Beratung des Kunden im Einzelhan
del nach § 137 ZGB eine grundsätzliche Rechtspflicht darstellt. 
Die Sachverhaltsaufklärung wurde richtig auf die Prüfung der 
Verletzung dieser kaufrechtlichen Pflichten konzentriert, die 
zur Anfechtung eines Kaufvertrags gemäß § 70 Abs. 1 ZGB be
rechtigen kann.

Der Grundsatz, daß mangelhafte Information und Bera
tung durch den Verkäufer, die beim Käufer zu einem Irrtum 
über die Eigenschaften der von ihm gekauften Ware führt, die 
begründete Anfechtung des Kaufvertrags nach sich zieht (vgl. 
BG Gera, Beschluß vom 9. Dezember 1976 — BZB 76/76 — NJ 
1977, Heft 10, S. 313), ist in modifizierter Weise auch auf den 
vorliegenden Streitfall anzuwenden, denn die typischen Eigen
schaften von elektroakustischen Geräten sind im wesentlichen 
im Vergleich zu charakteristischen Eigenschaften und Beson
derheiten, nach denen sie sich voneinander unterscheiden, zu 
umreißen. Diesen Vergleich hat der Verkäufer einem Kunden 
gegenüber, der — wie der Kläger — die Warenart, die er zu 
kaufen Wünscht, lediglich insoweit einengt, als er „passende 
Boxen“ für ein bestimmtes Radiosteuergerät verlangt, im Rah
men der Verpflichtung zur Charakterisierung der unterschied
lichen Gebrauchswerte und Preise einzelner komplettierbarer 
Boxen im Kundengespräch anzustellen (vgl. H.-W. Teige, „An
forderungen an die Information und Beratung der Käufer“, 
NJ 1981, Heft 10, S. 470).*

* Vgl. auch H.-W. Teige, „Konsequente Wahrung der Interessen der 
Käufer beim Kauf hochwertiger Konsumgüter“, NJ 1988, Heft 3, 
S. 113. - D. Red.


